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Das Jahr 2018
in Bildern

REGION Vielfältige regionale Ereig-
nisse haben den Jahresverlauf 2018
geprägt: Der Abbruch des Platten-
waldkrankenhauses bei Bad Fried-
richshall ist abgeschlossen, Buga-
Zwerg Karl wird auf dem Heilbron-
ner Kiliansplatz vorgestellt und As-
tronaut Alexander Gerst startet zum
zweiten Mal ins All. Außerdem we-
den die neue Jugendherberge in
Heilbronn eingeweiht und das letzte
Verbindungsstück für die neue A6-
Neckartalbrücke fertiggestellt.

Der alljährliche Rückblick der
Dokumentationsabteilung der Heil-
bronner Stimme/Hohenloher Zei-
tung/Kraichgau Stimme ist ab sofort
online und auf dem Videoboard am
Stimme-Hochhaus in der Synago-
gengasse zu sehen. wgl

@ Regionale Bilderschau zu 2018
www.stimme.de/historisch

Windkraftausbau nahezu zum Stillstand gekommenWindkraftausbau nahezu zum Stillstand gekommenW
Regionalverband muss sich neue Büroräume suchen – Kritik an wachsender Bürokratie

Von unserem Redakteur
Joachim Friedl

HEILBRONN/GAILDORF „Die Anforde-
rungen an Planungen werden stetig
höher, es wird immer schwieriger,
große Vorhaben umzusetzen und
wir wollen die Energiewende, doch
Windkraft und neue Stromtrassen
haben es schwer, Akzeptanz zu fin-
den“, legte Joachim Scholz (CDU)
bei der Verbandsversammlung in
der Limpurghalle in Gaildorf den
Finger in die Wunde. Für den Vorsit-
zenden des Regionalverbands Heil-
bronn-Franken steht fest: „Die Bü-
rokratie steigt.“ Dazu zählt für den
früheren Neckarsulmer Oberbür-
germeister auch, „dass durch neue

Ausschreibungsverfahren der Aus-
bau der Windkraft zum Stillstand ge-
kommen ist mit der Folge, dass Frei-
flächenphotovoltaik wieder stärker
in den Fokus rücken könnte“.

Einfluss „Sind Regionalverbände in
der heutigen Zeit noch zeitgemäß?“,
diese Frage rückte Volker Lenz von
den Freien in den Mittelpunkt sei-
ner Rede zum Haushalt 2019, die er
stellvertretend für alle Fraktionen
hielt. Die Antwort des langjährigen
ehemaligen Bürgermeisters von
Künzelsau fällt eindeutig aus: „Wir
sind keine Erfüllungsgehilfen, son-
dern wir haben deutliche Einfluss-
möglichkeiten auf der regionalen
Planungsebene wie bei der Gewer-

beflächen- oder Wohnbauentwick-
lung.“ Mit einem Schuss Humor, aus
dem aber viel Wahrheit herauszuhö-
ren ist, merkte Lenz noch an: „Ich
streite lieber mit unserem Verbands-
direktor, als mit einem Referenten
vom Regierungspräsidium oder ei-
nem Ministerium.“

Zu den Etatzahlen merkte Volker
Lenz unter anderem an: „Die Erhö-
hung der Verbandsumlage von
mehr als 37 Prozent ist jenseits von
Gut und Böse.“ Für SPD-Verbands-
rat Hanspeter Friede der passende
Moment zu beantragen, aus der
Rücklage 150 000 Euro anstatt nur
100 000 Euro zu entnehmen: „Wir
sorgen damit dafür, dass die Umlage
nicht zu stark anwächst.“

Die Versammlung folgte dem An-
trag bei fünf Gegenstimmen. Heil-
bronn muss somit 2019 an den Re-
gionalverband 257 159 Euro bezah-
len. Das ist dank der Rücklagenent-
nahme ein Minus von 7700 Euro ge-
genüber dem Etatansatz. Der Land-
kreis Heilbronn bezahlt 609 111
Euro (- 18 000 Euro), der Hohenlo-
hekreis 216 184 (- 6500 Euro), der
Kreis Schwäbisch Hall 362 644 Euro
(- 11 000 Euro) und der Main-Tau-
ber-Kreis führt 230 771 Euro (- 7000
Euro) ab. Der Verbandsetat hat ein
Volumen von 1,9 Millionen Euro.

Suchen muss sich der Verband
neue Büroräume: Das Mietverhält-
nis an der Frankfurter Straße 8 en-
det zum 1. Juli 2019.

Der Ausbau der Windkraft kommt in der
Region quasi zum Stillstand. Foto: dpa

Steigende BaukostenalsPreistreiber bei Mieten
HEILBRONN Wohnungsgenossenschaft Gewo verzichtet 2019 auf weitere Neubaupläne – Zuschuss der Kommunen gefordert

Von unserer Redakteurin
Bärbel Kistner

D ie Entwicklung der Baukos-
ten bereitet dem Geschäfts-
führer der Wohnungsgenos-

senschaft Gewo derzeit schlaflose
Nächte. Jährlich um fünf Prozent ge-
hen die Kosten nach oben, die Prei-
se für Haustechnik haben sich inner-
halb von zehn Jahren verdoppelt,
stöhnt Michael Günther. Bislang lag
er mit seinen Kalkulationen immer
etwa über den Angeboten der Bau-
unternehmen. Doch das habe sich
inzwischen umgekehrt.

Das in Kürze fertiggestellte
Gewo-Gebäude mit 36 Mietwohnun-
gen in Bad Friedrichshall hat sieben
Millionen Euro gekostet. Würde das
Projekt heute begonnen werden, lä-
gen die Kosten bei mindestens acht
Millionen Euro – mit der Konse-
quenz einer deutlich höheren Miete.
Aktuell verlangt die Gewo 6,50 Euro
Kaltmiete pro Quadratmeter.

Konsequenzen Die steigenden
Baukosten haben erste, gravierende
Konsequenzen für die Genossen-
schaft. In einer Landkreiskommune
musste Günther aktuell zum ersten
Mal ein Projekt mit 28 Wohnungen
und einer Tiefgarage absagen. Die
sich aus den Baukosten errechnete
Miethöhe wären für den Standort
deutlich zu hoch gewesen wären.

„Wir sind nicht renditeorientiert,
aber wir müssen wirtschaftlich agie-
ren. Deshalb stellt sich für uns der-
zeit die Frage, ob wir überhaupt in
den Neubau von Mietwohnungen in-
vestieren können“, bedauert Gün-
ther. Für 2019 zumindest gibt es kei-
ne Neubaupläne.

Stattdessen will die Gewo die Sa-
nierung bestehender Gebäude vo-
rantreiben. 2018 hat das Unterneh-
men 2,4 Millionen Euro in den Be-
stand investiert, unter anderem in
Flein. Im nächsten Jahr will man die
27 Wohnungen Am Plattenwald – ne-
ben dem Neubau – mit neuen Fens-
tern und Heizungen ausstatten. Für

diese und weitere Maßnahmen sind
2019 erneut knapp zweieinhalb Mil-
lion Euro an Ausgaben geplant.

Neubauprojekte mit Mieten im
kostengünstigen Bereich können
sich Günther und der Gewo-Auf-
sichtsratsvorsitzende Peter Dolde-
rer nur unter einer Voraussetzung

vorstellen: Die Kommunen müssen
zur Praxis der Baukostenzuschüsse
zurückkehren. 30 000 bis 40 000
Euro pro Wohnung, so schätzt Gün-
ther, sind notwendig, damit die
Gewo auf eine ihrer Satzung ent-
sprechenden Miete kommt.

Ohne einen Zuschuss zu den Bau-

kosten müsse man bei kleineren Ob-
jekten in nicht standardisierter Bau-
weise 13 Euro pro Quadratmeter
verlangen. Das derzeit aktuelle Lan-
deswohnraumförderprogramm al-
leine ist aus Sicht der Gewo für den
Bau von bezahlbaren Wohnungen
„nicht unbedingt geeignet“. Aus die-

sem Grund seien im Vorjahr 50 Mil-
lionen Euro nicht abgerufen wor-
den. Für Dolderer, vormals Bürger-
meister von Bad Friedrichshall,
fehlt es bei der Wohnraumschaffung
am Handeln. Die Ansprüche an eine
Genossenschaft seien groß. Sehr
hochwertig bauen und sehr günstig
vermieten, das könne auch die
Gewo nicht leisten. Die Lage auf
dem Wohnungsmarkt spitzt sich aus
Sicht der Experten weiter zu.

5,77 Euro Mit ihren 1135 Wohnun-
gen will die Gewo ihrem Auftrag zur
„sozial verantwortbaren“ Woh-
nungsversorgung gerecht werden.
Inklusive der Neubauten und sanier-
ten Altbauten kommt unterm Strich
eine durchschnittliche Miete von
5,77 Euro heraus. Der unsanierte
Bestand liegt bei 20 Prozent: „Wir
brauchen auch noch solche Woh-
nungen“, betont Günther. Was wei-
tere, neu Projekte zusätzlich
bremst: Die Gewo sei als Projektträ-
ger nicht überall willkommen.

An der Talheimer Straße in Flein
(links) hat die Genossenschaft 2018
in die Modernisierung ihrer Gebäude
investiert. Alt und Neu am Plattenwald
(oben): Bestandsgebäude werden
2019 modernisiert. Fotos: Mario Berger

Mieterbund: Stadt soll Wohnraumförderprogramm umsetzen
Anreiz“ zum Bau preiswerter Mietwoh-
nungen schaffen (oder bei vorhande-
nem Wohnraum Belegungsrechte er-
möglichen). Wohnungsunternehmen
aber auch Privatpersonen können die
Förderung erhalten. Zuschüsse werden
jedoch nur zusätzlich zur Landesförde-
rung gezahlt. Bei Neubauten liegt der
Zuschuss zwischen 200 Euro (bei 15
Jahren Mietbindung) und 320 Euro (bei
30 Jahren Mietbindung) pro Quadrat-
meter. Bei einer Belegungsbindung für
bezugsfertige Mietwohnungen werden
in Karlsruhe Zuschüsse zwischen 135
und 210 Euro bezahlt. kis

Übergangszeit Mietwohnungen so-
wohl im unteren wie mittleren Seg-
ment ergänzend zu fördern. Zwei
Maßnahmen aus dem Handlungspro-
gramm Wohnen müssten umgesetzt
werden: ein kommunales Mietwohn-
raumförderprogramms als Ergänzung
zum Landeswohnraumförderpro-
gramm zum Neubau geförderter Woh-
nungen sowie ein Mietwohnungsbau-
programms für mittlere Einkommens-
bezieher. Der Mieterbund verweist auf
das Karlsruher Wohnraumförderpro-
gramm von 2017. Dort soll die städti-
sche Förderung einen „wesentlichen

Das von OB Harry Mergel aufgelegte
Handlungsprogramm Wohnen ist für
den Mieterbund der richtige Schritt.
Allerdings müsse man das Programm
auch an den konkret fertig gestellten
Wohnungen messen. 2016 gab es nach
Angaben des Mieterbunds 24 neue ge-
förderte Wohnungen. 2017 weist der
Monitor Bauen und Wohnen keine ein-
zige geförderte Wohnung aus. 2018
sind es 48 Neubauwohnungen. Auf-
grund des wachsenden Bedarfs an
günstigem Wohnraum richtet der Mie-
terbund einen dringenden Appell an
Verwaltung und Gemeinderat, für eine

Polizei zieht
positive Bilanz

HEILBRONN Nach Abschluss des
Heilbronner Weihnachtsmarkts
zieht die Polizei eine positive Bilanz.
Der personelle Einsatz von Polizei-
kräften, verstärkt an den Wochenen-
den, mit sichtbarer Präsenz habe
sich bewährt. Mehrere Bürger hät-
ten dafür den eingesetzten Kräften
ihren Dank und ihre Anerkennung
ausgesprochen.

„Das Sicherheitsgefühl der Besu-
cher wurde offensichtlich gestärkt“,
bilanzierte der Heilbronner Revier-
leiter, Polizeidirektor Thomas Nürn-
berger, die Maßnahmen. Es habe
keine größeren Vorkommnisse ge-
geben. Viele kleinere Fälle hätten
die Einsatzkräfte auf Trab gehalten.
Tragisch sei hierbei der Sturz einer
Frau über ein zwischen zwei Beton-
blöcken gespanntes Drahtseil gewe-
sen. Dabei habe sich die Frau eine
Hand gebrochen. red

Falsche Adresse
hinterlassen

BAD FRIEDRICHSHALL Nach einem
Unfall im Bad Friedrichshaller Pali-
sadenring hat der mutmaßliche Un-
fallverursacher einen Notizzettel
mit einem Namen und einer Telefon-
nummer am Scheibenwischer eines
vor Gebäude Nummer 46 abgestell-
ten Mercedes hinterlassen. Der Ver-
ursacher war am Dienstag gegen
21.35 Uhr an dem Fahrzeug hängen-
geblieben. Wie sich nun herausstell-
te, war die angegebene Telefonnum-
mer falsch.

Die Polizei Neckarsulm sucht da-
her Zeugen des Unfalls. Diese wer-
den gebeten, sich unter Telefon
07132 9371-0 zu melden. red

Gall spricht von
Versagen derVersagen derV

Gefängnisleitung
SPD-Geschäftsführer fordert
Minister zum Handeln auf

HEILBRONN Für Reinhold Gall, parla-
mentarischer Geschäftsführer der
SPD-Landtagsfraktion aus Ober-
sulm, steht nach der Suspendierung
weiterer Mitarbeiter der Heilbron-
ner Justizvollzugsanstalt (JVA) jetzt
Justizminister Guido Wolf (CDU)
mehr denn je in der Pflicht, für klare
Verhältnisse zu sorgen. Gegen die
drei Mitarbeiter besteht der Ver-
dacht der Volksverhetzung (die
Stimme berichtete). Sie sollen Hit-
lerbilder und Hakenkreuze per
Whatsapp verschickt haben. In der
Schmuggel-Affäre wurden mittler-
weile zwölf JVA-Bedienstete vom
Dienst freigestellt. Sie sollen gegen
Schmiergeld von Häftlingen gehol-
fen haben, Drogen und Handys hin-
ter die Gefängnismauern zu
schmuggeln. Der JVA-Leiter wurde
versetzt. Seine Stelle ist vakant.

Krise „Die Mitarbeiterkrise in der
Heilbronner Justizvollzugsanstalt
nimmt kein Ende“, kommentiert
nun Gall die Situation. „Mit zwölf
suspendierten Beschäftigten, ei-
nem verhafteten Beamten sowie ei-
ner entlassenen Auszubildenden
und einem gekündigten Mitarbeiter
bei insgesamt rund 200 Bedienste-
ten kann man längst nicht mehr von
Einzelfällen sprechen.“ Solche
Strukturen würden nicht einfach
über Nacht entstehen und es sei
kaum wahrscheinlich, dass solche
Überzeugungen nicht auch im Ver-
halten oder bei Äußerungen auffäl-
lig gewesen sind. Einmal mehr wer-
de nun das Führungsversagen in
der Heilbronner JVA offensichtlich
und es stelle sich die Frage, ob und
wie in dieser Haftanstalt eigentlich
das Thema Mitarbeiterführung ge-
handhabt worden ist, erklärt Gall.

Keine Lösung Minister Wolf müsse
schnell die offene Leitungsstelle be-
setzen und für klare Verhältnisse be-
züglich der suspendierten Mitarbei-
ter sorgen. Gall: „Langfristig kann
es keine Lösung sein, die suspen-
dierten Mitarbeiter durch Abord-
nungen aus anderen Gefängnissen
vertreten zu lassen.“ red/mut
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